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Preußiſche Geſetzſammlung 


r. 23. 


(Nr. 10978.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Generalkommiſſion für die Provinzen 
Weſtpreußen und Poſen in Bromberg. Vom 24. Juli 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de., 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
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Die Generalkommiſſion für die Provinzen Weſtpreußen und Poſen in 
Bromberg wird zum 1. Oktober 1909 aufgehoben. Bis zu einer andermeiten 
geſetzlichen Regelung werden die Geſchäfte der Generalkommiſſion in Bromberg 
von der Generalkommiſſion in Breslau wahrgenommen. 
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Der Präſident und die Mitglieder der aufgehobenen Generalkommiſſion 
ſind verpflichtet, eine ihrem bisherigen Range entſprechende etatsmäßige Stelle 
bei den beſtehen bleibenden Generalkommiſſionen zu übernehmen. 


G 

Beamte, die bei Aufhebung der Generalkommiſſion nicht verwendet werden, 
bleiben bis zu ihrer Dienſtunfähigkeit zur Verfügung des Miniſters für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten und werden auf einem beſonderen Etat ge⸗ 
führt. Sie erhalten bis zu ihrer etwaigen anderweiten Anſtellung auch im Falle 
ihrer demnächſtigen Dienſtunfähigkeit während eines Zeitraums von fünf Jahren 
unverkürzt ihr bisheriges Dienſteinkommen einſchließlich des Wohnungsgeldzu— 
ſchuſſes in dem bisherigen Betrage, nach Ablauf des fünfjährigen Zeitraums da- 
gegen drei Viertel ihres penſionsfähigen Dienſteinkommens. 

Das Witwen- und Waiſengeld für die Hinterbliebenen dieſer Beamten wird 
in jedem Falle unter Zugrundelegung einer Penſion von drei Vierteln des 
penſionsfähigen Dienſteinkommens gewährt. 

Als Verkürzung im Einkommen iſt es nicht anzuſehen, wenn die Gelegen— 
heit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird oder der Bezug der für 
die Dienſtunkoſten beſonders ausgeſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten ſelbſt 
wegfällt. ' 
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94. 

Die zur Verfügung des Miniſters verbleibenden Beamten haben ſich nach 
deſſen Anordnung auch der zeitweiligen Wahrnehmung ſolcher Amter zu unter⸗ 
ziehen, welche ihren Fähigkeiten und ihren bisherigen Verhältniſſen entſprechen. 

Während der Dauer dieſer Beſchäftigung erhalten fie ihr früheres Dienſt⸗ 
einkommen unverkürzt und ſofern die Beſchäftigung außerhalb ihres Wohnorts 
erfolgt, Reiſekoſten nach den für die im Dienſte befindlichen Beamten beſtehenden 
Vorſchriften und eine von dem zuſtändigen Miniſter nach dem erforderlichen 
Mehraufwande feſtzuſetzende Entſchädigung. 


: § 5. 

Erfolgt, abgeſehen von dem Falle des § A, eine Wiederbeſchäftigung der 
Beamten im Reichs- oder Staatsdienſt im Sinne des $ 27 Abſ. 2 des Geſetzes, 
betreffend die Penſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 27. März 1872 
(Geſetzſamml. S. 298) in der Faſſung des Geſetzes vom 27. Mai 1907 Geſetz.— 
ſamml. S. 95), fo finden die geſetzlichen Vorſchriften über die Wiederbeſchäftigung — 
penſionierter Beamten auf die im § 3 Abſ. 1 bezeichneten Bezüge entſprechende 
Anwendung. 

§ 6. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft; ſeine Aus⸗ 
führung erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Molde, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 24. Juli 1909. 


(L. S.) Wilhelm. - 


v. Bethmann Hollweg. Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. 
Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 
v. Trott zu Solz. 
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